
bei der Ausdeutung der Systemebene der subjektiven Zurechnung
und somit zugleich als Entscheidungsfrage auf dem Weg zu einem
konsequent normativen Verbrechenssystem insg ansieht.

IV. ZUSAMMENFASSUNG

Die Untersuchung hat gezeigt, dass es sich bei der Frage der
aberratio ictus um eines der entscheidenden Grundsatzproble-
me der Verbrechenslehre und zugleich um einen Indikatortest f�r
die wirkliche Stringenz der modernen funktionalen Zurechnungs-
lehre handelt. Die methodische und dogmatische Analyse der
insoweit vertretenen Lehren und ihr Abgleich mit den Pr�missen
der modernen funktionalen Zurechnungslehre ergab, dass die hL
vom konkreten Vorsatz nicht �berzeugen kann. Bereits ein Wer-
tungsvergleich mit den Regeln �ber die Behandlung des error in
persona und der des »generellen« Vorsatzes ergab, dass die
Beachtlichkeit der aberratio ictus dogmatisch nicht begr�ndet
werden kann und der Glaube an die Notwendigkeit ihrer Son-
derbehandlung allein darauf beruht, dass die herrschende Lehre

von der Beachtlichkeit der aberratio ictus mit ihrem Kriterium der
raum-zeitlichen Individualisierung des Objekts zur Tatzeit eine
naturalistische �ußerlichkeit zum entscheidenden Kriterium der
Zurechnung macht, obgleich weder im Gesetz noch in den all-
gemeinen Regeln der Zurechnung ein Anhaltspunkt f�r dessen
normativ legitimierbare Relevanz aufgefunden werden konnte.
Zu diesem Ergebnis m�sste konsequenterweise gerade auch die
moderne, funktionale Strafrechtslehre gelangen, die dem Indi-
viduum jede Dispositionskompetenz �ber die Extension aller
Rechtsbegriffe abspricht und diese beim Normsetzer zentrali-
siert: Gerade von diesen Pr�missen ausgehend, darf der T�ter
nicht anhand außertatbestandlicher Zusatzindividualisierungs-
kriterien bestimmen, wieweit die Extension des Rechtsbegriffs
der Vollendung gefasst ist. Folglich geb�hrt der logisch konsis-
tenten Vollendungsl�sung der Vorzug. Demnach ist die sog
aberratio ictus nicht als eigene Rechtsfigur, sondern als zurech-
nungsunbeachtlicher Irrtum ohne die Berechtigung zur Beanspru-
chung gesonderter Rechtsfolgen anzusehen und somit dem error
in persona axiologisch gleichzustellen.
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»Zwei Gemeinden und ein Industriegebiet«

thematik: Fragen der Bauleitplanung, Normenkontrollverfahren
schwierigkeitsgrad: Anspruchsvolle Originalexamensklausur (September 2002 im Pflichtfach �ffentliches Recht der

ersten juristischen Staatspr�fung in Hessen)
bearbeitungszeit: 5 Stunden
hilfsmittel: Sartorius I oder Nomos-Text �ffentliches Recht; Fuhr/Pfeil, Hessische Verfassungs- und Verwal-

tungsgesetze oder von Zezschwitz, Landesrecht Hessen

n SACHVERHALT

Die Gemeinden A und B streiten um die Wirksamkeit eines Bebauungsplans f�r ein Gel�nde am
Ortsrand von A. A hatte den Bebauungsplan vor eineinhalb Jahren erlassen, nachdem es dem zu-
st�ndigen Gemeindeorgan von A in informellen Vorverhandlungen gelungen war, einen M�bel-
konzern (M) zur Errichtung einer Großfertigungsanlage am Randgebiet von A zu bewegen. Die
bewohnten Ortsteile von A sind von dem Grundst�ck, auf dem die Anlage gebaut werden soll,
mehrere Kilometer entfernt, bewohnte Ortsteile von B liegen dagegen etwa 200 m entfernt. In den
Verhandlungen hatte es M, wie sich aus einer Gespr�chsnotiz von A ergibt, zur Voraussetzung
seiner Entscheidung f�r den Standort A gemacht, dass das Gebiet als Industriegebiet ausgewiesen
und ihm (M) das Grundst�ck in der unmittelbaren Nachbarschaft zu B �berlassen wird.

Nach Abschluss der Verhandlungen mit M wurde der Fl�chennutzungsplan von A, der f�r das
betroffene Gebiet bislang eine Gr�nfl�che ausgewiesen hatte, ge�ndert und zeitgleich ein Bebau-
ungsplan erlassen, der das Gebiet als Industriegebiet ausweist. M erwarb mittlerweile auch das
Eigentum an dem f�r die Fabrik vorgesehenen Grundst�ck.

B ist der Ansicht, der Bebauungsplan sei rechtswidrig. Es l�ge �berhaupt keine Bauleitplanung
vor, wenn sich A den Forderungen von M unterwerfe. Die Einwohner der dem Gel�nde nahe lie-
genden Ortsteile von B w�rden in Zukunft erheblichem L�rm ausgesetzt. Insofern mache sie, B,
sich zur »Sprecherin ihrer B�rger« und verteidige deren Rechte. Außerdem w�rde die Ausweisung
eines Wohngebiets in B in unmittelbarer Nachbarschaft zu dem Industriegebiet nunmehr faktisch
bzw rechtlich unm�glich gemacht. Die Ausweisung des Wohngebiets sei konkret geplant gewesen;
ein Planentwurf lag bereits vor. A habe von alledem auch gewusst. Im �brigen sei das Vorhaben
von A mit keiner der Nachbargemeinden abgestimmt worden.

A ist der Auffassung, eine Abstimmung mit B sei nicht erforderlich gewesen, da B f�r das
Grenzgebiet zu A noch keine Bauleitpl�ne aufgestellt habe. B sei bereits nicht antragsbefugt.
Schließlich sei eine Geltendmachung etwaiger M�ngel des Bebauungsplans verfristet. Auf ent-
sprechende Fristen sei bei Inkraftsetzung des Bebauungsplanes ordnungsgem�ß hingewiesen
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worden. M m�chte an der gerichtlichen Auseinandersetzung beteiligt werden, da seine Rechtspo-
sition vom Ausgang des Verfahrens unmittelbar ber�hrt werde.

Kann die Gemeinde B den Bebauungsplan erfolgreich angreifen? Unterstellen Sie dabei, dass
die von den Beteiligten vorgebrachten Ausf�hrungen in tats�chlicher Hinsicht zutreffen und dass
der ge�nderte Fl�chennutzungsplan rechtm�ßig ist.

Bearbeitervermerk:
Der Fall ist nach dem Landesrecht von Hessen zu l�sen (vgl zur Rechtslage in anderen Bundes-
l�ndern den Hinweis am Ende der L�sung).

n L�SUNG

In Betracht kommt ein Normenkontrollantrag von B (§ 47 VwGO). Dieser hat Aussicht auf Erfolg,
wenn die Sachentscheidungsvoraussetzungen vorliegen und wenn er begr�ndet ist (sog dreistu-
figer Aufbau; vgl Hufen, VerwProzR, 5. Aufl, § 10 Rn 1 ff, § 19 Rn 56; zum zweistufigen Aufbau [Zu-
l�ssigkeit und Begr�ndetheit] siehe Fischer Jura 2003, 748).

A. Verwaltungsrechtsweg und zust�ndiges Gericht

I. Verwaltungsrechtsweg

Gem § 47 I iVm § 40 I VwGO ist das Oberverwaltungsgericht »iRs Gerichtsbarkeit« f�r Normenkon-
trollantr�ge zust�ndig. Diese Formulierung ist als Verweisung auf § 40 I VwGO zu werten (HessVGH
NVwZ 1991, 1098, 1098; Schmitt Glaeser/Horn VerwProzR, 15. Aufl, Rn 417). Es muss folglich um eine
�ffentlich-rechtliche Streitigkeit nicht-verfassungsrechtlicher Art gehen, f�r die keine abdr�ngende
Sonderzuweisung eingreift. Bei der Bestimmung der �ffentlich-rechtlichen Natur der Streitigkeit ist
der vom »normalen Schema« des § 40 VwGO abweichende Obersatz zu beachten: �ffentlich-recht-
lich ist eine Streitigkeit iRv § 47 VwGO dann, wenn es um einen Rechtssatz geht, zu dessen Vollzug
im Verwaltungsrechtsweg anfechtbare VAe (§ 35 S 1 VwVfG) ergehen oder aus dessen Anwendung
sich sonstige �ffentlich-rechtliche Streitigkeiten ergeben k�nnen (BVerwGE 99, 88, 96; Kopp/Schen-
ke VwGO, 13. Aufl, § 47 Rn 17). Vorliegend wendet sich die Gemeinde B gegen eine �ffentlich-recht-
liche Satzung (§ 10 I BauGB), aus deren Vollzug (Erteilung von Baugenehmigungen als VAe) Streitig-
keiten entstehen k�nnen, die �ffentlich-rechtlicher Natur sind (Anfechtungsklage, Anfechtungswider-
spruch, §§ 68 I 1, 42 I 1. Alt VwGO), da sich diese Streitigkeiten nach §§ 54 ff HBO iVm §§ 29 ff BauGB
richten, welche ausschließlich Tr�ger hoheitlicher Gewalt berechtigen und verpflichten (modif Sub-
jektstheorie). Die Streitigkeit ist somit �ffentlich-rechtlich. Auch handelt es sich unproblematisch um
eine Streitigkeit nicht-verfassungsrechtlicher Art. Zudem greift eine abdr�ngende Sonderzuweisung
nicht ein. Damit ist der Verwaltungsrechtsweg er�ffnet.

Zusammenspiel von § 47 I
und § 40 I VwGO bei der
Rechtsweger�ffnung

II. Zust�ndigkeit des Gerichts

Gem § 47 I VwGO ist das »Oberverwaltungsgericht« zust�ndig. In Hessen ist dies gem § 184 VwGO
iVm § 1 I HAGVwGO der HessVGH mit Sitz in Kassel.

B. Zul�ssigkeit

I. Beteiligten-, Prozess- und Postulationsf�higkeit

1. Die Gemeinde A ist nach § 47 II 2 VwGO, die Gemeinde B gem § 47 II 1 VwGO beteiligtenf�hig.
§ 47 II 1, 2 VwGO verdr�ngt als lex specialis § 61 VwGO (Hufen, VerwProzR, § 19 Rn 10).

2. Im Prozess werden A und B gem § 62 III VwGO iVm §§ 71 I 1, 66 I Nr 7 HGO durch den Ge-
meindevorstand und dieser durch den B�rgermeister oder einen anderen Gemeindebediensteten
vertreten (§ 71 I 2, 3 HGO). Damit ist die Prozessf�higkeit gegeben.

3. Gem § 67 I 1 VwGO ist der ASt postulationsf�hig, wenn er sich anwaltschaftlich vertreten l�sst.
Dabei ist das Beh�rdenprivileg nach § 67 I 3 VwGO zu beachten.

II. Statthaftigkeit des Antrags

Bebauungspl�ne werden gem § 10 I BauGB als Satzung erlassen. Somit ist der Normenkontroll-
antrag nach § 47 I Nr 1 VwGO statthaft.

III. Antragsbefugnis

Die Gemeinde B m�sste antragsbefugt sein.
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